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Entgeltabsenkung,
Verzicht auf Sonderzahlungen,
Arbeitszeitverlängerung :
So kann es keinen Tarifvertrag geben!

Vereinte
Dienstleistungs­
gewerkschaft
Landesbezirk NRW

Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

vor wenigen Tagen hat der Geschäftsführer der dobeq
Ihnen geschrieben. Ist es ein Zufall, dass dies sehr kurz
vor der Betriebsratswahl geschieht? Wohl kaum.

Es ist nicht richtig, dass es keine Tarifverhandlungen
für die Beschäftigten der dobeq gegeben hat. Richtig
ist, dass ver.di in vielen Gesprächen, Verhandlungen
und mit etlichen Kompromissangeboten seit 2004 ver­
sucht hat, eine gute Tarifregelung für alle! Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer der dobeq und der anderen
Beschäftigungsgesellschaften der AWO Westliches
Westfalen zu finden. Das konnte aber nicht gelingen.

Zur Erinnerung: In den Jahren 2004 und 2005 wurden
zunächst Sondierungsgespräche, später Tarifverhand­
lungen geführt. ver.di hat Sie darüber stets auf dem
laufenden gehalten. Ziel der Arbeitgeberseite war und
ist es, eine massive Absenkung der Gehälter, den
Wegfall der Sonderzuwendungen und eine deutliche
Erhöhung der Wochenarbeitszeit zu erreichen. Zudem
sollen weiterhin sehr unterschiedliche Arbeitsbedingun­
gen für mindestens 3 Beschäftigtengruppen herrschen.
Im Spätsommer 2005 hat ver.di ein letztes Kompro­
missangebot unterbreitet: Aussetzung der Weihnachts­
geidzahlungen in 2005 und 2006 unter bestimmten
Bedingungen. Obwohl die Tarifverhandlungen im Sep­
tember 2005 dann scheiterten, wurde von ver.di erneut
ein Sondierungsgespräch im November 2005 geführt.
Darin wurde ver.di dann damit überrascht, dass die
Vertreter der Arbeitgeberseite, Herr Rechtsanwalt Kett­
ler und der dobeq-Geschäftsführer; Herr Gora, nicht
mehr sicher waren, ob sie überhaupt noch ein Ver­
handlungsmandat für die Beschäftigungsgesellschaften
haben. Herr Gora zeigte sich zudem mit dem ver.di­
Angebot nach wie vor höchst unzufrieden und machte
deutlich, das sei ihm zu wenig "Entgeltkostenabsen­
kung". Am 16.Januar 2006, teilte Herr Kettler, jetzt Ar­
beitgeberverband AWO Deutschland e.V., mit, der
AWO Bezirk Westliches Westfalen habe ihm das Ver­
handlungsmandat entzogen, weil "eine deutliche Ent­
lastung im Entgeltkostenbereich, die über die zweimali­
ge Aussetzung der Sonderzuwendung hinausgeht" für
die Gesellschaften "benötigt" werde und ver.di dazu
nicht bereit sei.

Während der gesamten Zeit war die Arbeitgebersei­
te zu keinem Zeitpunkt darüber im unklaren, dass
es derart massive Eingriffe in die Bezahlungs- und
Beschäftigungsbedingungen, wie von ihr gefordert,
mit ver.di nicht geben wird!

Die Auseinandersetzungen haben sich seit Herbst 2005
zunehmend verschärft: Auflösung des bisherigen AWO­
Tarifgefüges durch Beschlüsse der AWO­
Bundeskonferenz, Kündigung der AWO-Tarifverträge
zum 31.12.2006, Terminabsagen seitens der Arbeitge­
ber auf der Bundesebene und das Scheitern der Lohn­
und Gehaltstarifverhandlungen prägten das Bild. Seit
dem 1. April 2006 werden wieder Arbeitsverträge mit
mindestElns 7% Lohn- und Gehaltsabsenkung an Neu­
eingestellte 'im AWO-Bereich ausgegeben.

Erklärtes Ziel der AWO ist es offenbar, das gesamte
Tarifgefüge vollständig zu zerschlagen, die AWO in
viele einzelne (dann schwächere) Tarifsparten (Be­
schäftigungsgesellschaften, Altenpflegeheime, Kitas,
etc.) aufzuteilen, um dann systematisch knallhart Ar­
beitgeberinteressen durchzusetzen. Dabei gebärden
sich einige Geschäftsführer und Arbeitgeberverbands­
vertreter wie Konzermanager ohne soziales Gewissen,
aber nicht wie Vertreter eines großen Wohlfahrtsver­
bandes mit einer langen sozialen Tradition. Nach außen
hui, nach innen pfui? Selbst innerhalb der AWO ist die­
ser Kurs nicht unumstritten. In dieser Situation kann es
nirgendwo im Bereich der AWO Tarifverhandlungen
geben, ohne dabei zu bedenken, welche Auswirkungen
diese Verhandlungen bundesweit haben können. Auch
nicht bei der dobeq. Eben weil uns die Arbeitsplätze
und die Arbeitsbedingungen nicht "völlig egal" sind!

Wer nun glaubt, das Heil liege in der Flucht, es sei rich­
tig, die Arbeitsbedingungen ohne Gewerkschaft und
ohne Tarifvertrag zu regeln, jeder müsse nun "seines
Glückes Schmied" sein und es sei an der Zeit, die. "stu­
ren" ver.di-Vertreter/innen in Tarifkommissionen und
Betriebsräten beiseite zu räumen, der wird schnen 42
Stunden in der Woche arbeiten und trotzdem kein e­
xistenzsicherndes Einkommen erzielen.

Der Weg zu guten Arbeitsbedingungen und mehr
und sicheren Arbeitsplätzen führt über die Solidari­
tät und starke ver.di-Vertreter/innen! Das beweisen
die sehr harten Tarifauseinandersetzungen im öf­
fentlichen Dienst mit wochenlangen Streiks und
ersten vernünftigen Tarifabschlüssen.

Lassen Sie sich nicht den: Sand in den
Kopf stecken!

Eine gute Wahl wünscht Ihnen
ver.di

Herausgegeben von der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft, ver.di, Landesbezirk NRW, Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen,
Karlstraße 123 - 127, 40210 Düsseldorf, Tel.: 0211/61824-0, Fax 0211/61824-463, ViSdP.: Wolfgang Cremer, Gewerl<.schaftssekretär
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Der Geschäftsführer

An die
Beschäftigten der
Dobeq Dortmunder Beschäftigungs-, Qualifizierungs­
und Ausbildungsgesellschaft mbH

Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

wie Sie wissen, haben wir uns im vergangenen .hhr intensiv bemüht, eine_n Tarifvertrag mit ver.di

abzuschließen, der trotz des immer schwieriger werdenden Umfelds Arbeitsplätze bei der dobeq erhält.

Als klar war, daß es keine gemeinsame Grundlage für einen Tarifvertrag für alle

Qualifizierungsgesellschaften in Nordrhein-Westfalen gibt, hat ver.di die Verhandlungen abgebrochen.

Der Arbeitgeberverband AWO hat dann in unserem Namen ver.di am 16. Januar 2006 - also vor den

Streiks im ·öffentlichen Dienst - angeschrieben und die Fortsetzung der Tarifvertragsverhandlungen

jedenfalls für die dobeq vorgeschlagen. Auf dieses Angebot haben weder der Arbeitgeberverband noch

wir jemals eine Antwort erhalten. Auch eine Nachfrage am 07. März 2006 blieb ohne jedes Ergebnis.

Wir wissen nicht, was ver.di mit einem solchen Vorgehen bezweckt. Für uns ist jedenfalts klar geworden,

daß bei ver.di offensichtlich kein Interesse mehr an einem Tarifvertrag für die dobeq besteht und die

Arbeitsplätze hier der Gewerkschaft völlig egal sind.

Wir werden weiler versuchen, einen Tarifpartner zur Regelung der Arbeitsbedingungen zu finden und

hoffen, daß Sie uns dabei unterstützen.

Mit freundlichen Grüßen



!IRUNDSCHAU
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Bildungsträgern droht ein personeller
Aderlass

Die Dortmunder Bildungslandschaft schlägt Alarm:
Bundesagentur für Arbeit und ARGE bevorzugen bei
Weiterbildungen etc. die Vergabe von Maßnahmen an billigste
Anbieter - und zwar ungeachtet der Qualität. Damit stünden
hier hunder-te Arbeitsplätze etablierter Institute auf dem Spiel.

"Wir wehren uns nicht gegen Wettbewerb", so DGB­
Vorsitzender Eberhard Weber, "aber er sollte fair und nicht
ruinös geführt werden."

"Von 25 Bewerbungen in letzter Zeit sind 20 'an nur zwei
Bildungsträger gegangen", schimpft der Geschäftsführer der
AWo, Andreas Gora. An Billigheimer. Wenn das so weiter gehe,
müsse er im September 40 Leute entlassen. Es dürfe nicht
sein, dass der AWo zum Nachteil gereiche, dass sie nach Tarif
bezahle und auf Qualität achte. Das täte die Konkurrenz
nämlich nicht.

Reiner Göpfert von der "dobeq" hat ein Beispiel parat, das die
Bandbreite finanzieller Spiel räume deutlich macht. Es ging um
eine 12 Monate dauernde Maßnahme, 240 Jugendliche fit für
einen Berufseinstieg zu machen. Der billigste Anbieter wollte
14 300 Euro dafür haben: 52 Euro für einen Jugendlichen für
eine Jahresmaßnahme. Nach Qualität müsse man da nicht
mehr fragen. Der teuerst~,forderte immerhin 241 000 Euro.

Der Verdi-Geschäftsführer Uli Dettmann spricht von einem
Hase und Igel-Spiel: Es gebe immer einen, der billiger sei. "Die
Spirale nach unten hat eine Geschwindigkeit erreicht, die nicht
mehr akzeptabel ist", sagt er. "Wir müssen herausfinden, was
rechtlich möglich ist, um Maßnahmen wieder in die Region
zurückzuholen", me.tnt auch Andreas Koch, Geschäftsführer von
Grünbau.

Die Tricks der Billiganbieter kennt Eberhard Weber gut. Sie
könnten oftmals nur so günstig anbieten, weil sie weder eigene
Räumlichkeiten noch genügend Personal vorhielten. Es passiere
nicht selten, dass sie nach Erhalten des Auftrags durch die
Bundesagentur bei den etablierten Bildungsträgern
nachfragten, um an Räume und Personal zu kommen - zum
halben Preis natürlich.

Inzwischen hClbe man die Bundestagsabgeordneten und den
OB als Gesellschafter der ARGE mit der Gefahr drohenden
Arbeitsplatzabbaus konfrontiert. Die Arbeitsagentur versorgt
sich selbst mit Kundschaft - mit Maßnahmen, die Menschen
eigentlich in Arbeit bringen sollen. Das ist der Vorwurf, den der
Gewerkschaftsbund und Verdi den Verwaltern der, '_)
Arbeitslosigkeit in Nürnberg im Grunde machen. (dib)

16.03.2006
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Widerstand gegen
Vergabepraxis'

,
SPD-Fraktion setzt sich für Qualität örtlicher Träger ein.

Strukturen bei Qualifizierungsmaßnahmen erhalten

Die Vc.rgabcpraxis der'Bun­
desagemur für Arbeit bei Aus­
schreibungen VOll Qualifizie­
nlng~maßnahmen stößt auf
immer mehr Widerstand. Die
SI'D-Fl1Iklion will das Thema
im Sozialausscl;lUss behan­
deln. Oie Fachfraktion erfuhr
~i einem ße$uch im neueo
Qualifizierunp'Zentrum der
Arbeiterwohlfahrt (AWO),
dass die Triigcr ,den Verlust
von mehreren hunden Ar­
beil!lpl~tzenbefürchtel\, wenn
die Regionalen Einkaufslent·
rcn weiterhin an den lokaltm
lulbielem vorbei, Maßnah­
lllen an im gesamten U",ndes­
gehiet tätige Gm1t:lnbieter'ver·
geben rNAZ berichtete). Die­
se Anbieter bezahlen "ihre
Kräl(e weiter unter Tarif.

Heinhold Giese, sozialpoli­
tischer Sprecher der Praktion,
betont. d!l$s es Jücht angehen
kaM, weml der Bi~ICrmit dem
niedrigsten Gebot dl'1l Zu­
schlagbekommtund nicht der,
der da.... beste Angebot macht.
~Nichl nur der Preis; ~ondem
insbeS9ndcrc die Quali(ät dcr
Beschp,ftiglingsmaßiJaluncll
muS$ stimmen. Ille S'cIlIi!Lm­
gen arbeil.llioser Mel\SChen

sollm ihnen schließlich etwas
bringcn_ Es kann nichl sein,
dass Dortnlunder ßildungslrli­
ger ihre angestellten Mitarbei­
ter entlassen müssen und die
dann bei Lohndumper einge­
stellt werden." Die SPD lehne
eine Konzentration auf Billig­
anbieter konsequent ab.

Und die freien Träger der
Wohlfahmpftege haben Ge­
wiehl.als ArbcitKcbcr in der
Stadt.1m ßranchenbericht der
WirtsChaftsfördenmg, der
bald veTÖffenLiieht wird, sind
die Wohlfllhruverbände e[1i!­
mals,cnthaJtcn. Und zur Ver­
wundcrung der Verfasser sind
bei den sechs großen Verbän­
den und einigen kleinen im­
merhin 13 221 Menschen be­
schälligl. ,5&0 von ihnen in dcn
ßereiche}l ßeschiifligung ltnd
QuaJIIJ1.ienmg. Pür sie geht es

Qualifizierung

Das Qualifizierunpcenter
der "WO Ist erst Im letrten
jahr filr 1.4 Millionen Euro mit
OffenUlchen Mittel~ umge­
baut worden. 130 Teilnehmer
werden dort betreut.

um ihre Existen1..
Anne Rabenschlag. Ge­

schii.ft5ftl.h.rt'rin der Diakonie
und im Vorstand der Interes­
sengemeinschaft sorialge­
werblicher l:J~häftigungsini­

Lilltiven (l8B), wunden sich
ühcr die vorgegebenen Kriteri­
en der s(lIatlichcn Bchün.lt:.
"Die Beschäftigtcn doL1 wer­
den nach festgelegten Tarifell
bezahlt. aber von den Trligem
crwllrten sie Lohnaumping,
um den Aussehrtibwt&Skriie­
rien gerecht zu· werdeil und
schaffen sich 80 ihre Kund­
schill selbst. ~ Millienreile
drängt sich aUen in diesem Be­
reich tätigen ein Verdacht'auf.
der biJ;her auch nicht von Ver­
tretern der 8undesage~tur

oder ARGE ze[1ilrt-ut werden
konnte. "Diese' ßilliganbietn
gewinnen die Ausschreibwl­
gen, bis der Markt bereini~isL
Wenn die örtlichen Träger­
sltukluren zerstört sind und
die Konkurrenz weg ist, grhcn
sie mit den .Preisen in die Hö­
he", so· Andrc:illi dorn, Ge­
sehältsführer der AWQ. Noch
hol!c;.n die örilichen Träger lIuf
Untetsti4lung VOn Potilli und
Gewer.k.schaften. ' bam
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ein "personeller Kahlschlag"
nicht auszuschließen. In ei­
nem Brief an Bundestagsmit­
glied Klaus Brandner, Aus­
schuss für Arbeit und Soziales,
hat die AWO ihre Not auf den
Punkt gebracht.

Die SPD im Sozial-Aus­
schuss will die lokalen Träger
stärken. Reinhold Giese
spricht sich für stärkere Quali­
tätskontrolle aus. Gute Quali­
tät habe nunmal ihren Preis.

112 Schullungsplätze , zum
Beispiel im Bereich EDV habe
die "dobeq" zu bieten. Aber:
Ob ARGE oder Arbeitsagentur
- "wir bekommen keine Maß­
nahmen mehr, nur noch Ab­
sagen, unser Angebot sei
nicht wirtschaftlich genug."

Im schlimmsten Falle,
fürchtet Feuerborn, halbiere
sich die Belegschaft der "do­
beq" ab September. Bei 31
Mitarheitern Überhang sei

nicht so hoch angesetzt wer­
de. Konsequenz des Preis­
kampfes für die Dortmunder
Träger: Die rund 600 bei Dort­
munder Trägern beschäftig­
ten Qualifizierer "müssen
über kurz oder lang damit
rechnen, ihre Jobs zu verlie­
ren", so Gora, "den Verdrän­
gungswettbewerb stehen wir
nicht durch." Da kann "do­
beq"-Geschäftsführer Heinz
feuerhorn nur zustimmen.

Qualifizierung mit Qualität: Nadine Weigelt und Rahima Darssi mit Lehrerin Mirja Düwel von der "dobeq".

l n,~_ . ~~~_~_~ 5?"L

erfolgversprechend seien, ei­
nige wurden sogar ausge­
zeichnet, sondern schlicht,
weil die überregionalen Trä­
ger mit günstigeren Preisen
lockten: "Manche liegen bei
nur einem fünftel der AWO­
Preise", so Gora, der solche
BilUgangebote nur damit er­
klären kann, dass die überre­
gionalen Qualifizierer "unter­
tariflich bezahlen". Die Qua­
lität der Angebote vielleicht

AWO-Geschäftsführer Andre­
as Gora sprach gestern Klar­
text: Erst im letzten Jahr sei
mit Mitteln des Bundes,
Landes und der Stadt Jas Qua­
lifizierungszelltrum an Jer
C neisenaustraße umgebaut
worden, um Arbeitslosen
hochwertige Angebote ma­
chen zu können. Jetzt folge
Jie nüchterne Erkenntnis,
dass die Angebote nicht mehr
nachgefragt werden.

ARGE und Arbeitsagentur,
Hauptvermittler der Maßnah­
men im Rahmen der Hartz­
Regelungen, würden die Auf­
träge "nach Nürnberger Stan­
dards': vergeben", so Gora.
Konkret liege die AWO, res­
pektive ihre Tochter "dobeq",
im Wettbewerb mit überregi­
onalen Anbietern - "selbst bei
noch so großen Umstruktu­
rierungen und Einsparungen
- gegen Jie haben wir keine
Chance", so Gora. Nicht, weil
die "dobeq"-Konzepte nicht

I Überregionale "Billiganbieter" - AWO-Geschäftsführer Andreas Gorasieht 600 Stellen in Gefahr

IPreiskampf: Qualifizierer in der Krise
I Von Peter Ring
!

Die "dobeq", das Qualifizie­
rungszentrum der AWO,
steckt in der Krise. Wenn
sich an der Vergabepraxis
für Maßnahmen der ARGE
und Arbeitsagentur nichts
ändere. müssen sich die
Qualifizierer von heute
schon bald selbst nach neu­
en Jobs umsehen.



 
WAZ vom 03.03.2006 

äger fürchten um ihren Bestand
Bei bu deseinheitlichen Ausschreibungen der Bundesagentur für Arbeit bekommen zunehmend überregionale

Billiganbieter den Zuschlag. Qualität der Mitarbeiter und langjährige Arbeit spielen keine Rolle mehr

,,""'u tragen un was Qualital
eIgentlich noch wen ist", be­
schreibt GWlter :'"iermann, ge­
schaftsführender Vo~land der

rodtteilschulc, die Stimmung
im Team. Kein Wundcr, denn
sechs von acht MitJrbtilem im
Bcreich ausbildung bq:leiien­
de Hilfen (abH) drohIClie Kün·
digung. Die Sit.uation ist bei
weiteren drei Trägem ähnlich.
Sie haben sich Ende der 9Ger
Jahrc l.u.sammengetl\ll, um
durch gemeinsame FortbiJ­
dungen und Abstimmung der
Qualilliusstandnrds spezifi­
sche Angebote für die Jugend­
lichen l.lJ enlwickeln. Die Ab­
bruchquOll!n sind gering. die
Prillungserlolge be cr 3.15 frü­
her und die Zusamnleruubeit
mit Beru!:lkol1egs und Betrie·
ben isl erfolgreich. Das alle..
droht nun, zcmtsn zu werden..

Am 27, Mi!rl werden von
den Regionalen EinkaufszCJ1t­
ren wieder BIr 386 Auszubil·
dende ausbildtmgsileg1eiu:nde
HUfen bundeseinheitlich 8US-­

eschrieben. "So wie es aus--
iiehl, werden wir leer ausge.
hen", sieht auch Heinz. Feuer­
born, su:lI ertretender Ge-
chäftslUhrer der Arbeiter·

wohlfahrt (A" 0) keptl~h in
die Zukunft. Denn, SO die
übereinstimmende Einschät·
zung auch d esrA·ßil·
dungswerkes und der Außer­
betrieblichen Ausbildungs­
stätte der Handwerks1cammet::
"Wir sind zu teuer." Die Dort·
munder Träger bezahlen Leh­
rer, Sozialubeiter odcr Meis·
ter teilwme ~hon unter Tarif,
nach freiwillig= Lohnver·
zicht. CbemegionaleAnbielc:r
stellen Mitnrbeiter für 1600 bis

1800 bruno ein.•Dassind Säl·
ze, die unicrh Ib der AlG H·
Bedarfs iittt fllr eine Pamilie
mit Kind Ueg~n", rechnet Feu­
erbom \'or. Doch diese Anbie'
ter bekommen den Zuschlag.

0"" ESTA·Bildungswerk
hllt de halb die Konsequenzen
gezogen. "Wir bieten nicht

Billiganbleter mit
hoher AukWation

beim Personal

mehr mit und schließ~ den
Bereich", sagt Kompetenz·
zentrwnsleimin Marita ~W­

ler, Noch kümmern sich acht
·MiWbeiter um 124 TeUneh·
mer.•Das ist ja nicht nur der
Untcrrieh Wir gehen in die
Betriebe, wenn etwas schief
IiLlft. und mIlChen Hausbesu·

ehe", erläutert sie. ,.Es kostet
Zeit und intensiven Personal­
einsatz, um VeT1Tauen aufzu·
bauen. Wie soU das bei Billi·
ganbietem mit haber Perso·
nalßulctuation gelingen?'

DieAWO halineinCll1Brief
an lGaUl! BrandneT, arbei13'
marktpolitisdlu Sprecher der
SPO·ßun~tapfraktion. da.
rauf· hi:n&ewiesen, '\'lMs nicht
nur hocbqWl}.ifiZietk Mitar·
beiter auf derStrecke bleiben,
die wieder,bei der Agentur für
Arbeit als .Kunden" landen.
.Die örtlichen'Agenturen ha·
ben keinen EInJluss ahf die
Vergabepraxis. Oie wiChtigs.
ten Auswahllcriterie.n, die
Qualität, die guten Kontakte
zu Arbeitgebern, findmkeine.
ßerilckskhtigang." LID eine.
weilere KonzenJ:ratlon auf we­
nige bundesweit tätige'Anbie-

ter zu verhindern, fordcm sie
seine Intervention. Den Ver­
such wird es nächste Woelie
bei einem Gespräch mit dem
Vorstand der Bundesagentur
BIr Arbeit in BelUn geben..
Auch Bundesrogsllhgeordne­
ter Mareo BWowistdabei. bam

Bundesweit

Seit E1nftihnIßI wn Hartz
IV gibt es' die bu~dcsweit I
elnh Ukhen Aussd1reihun-
gen filr Anbleur. Die Aus·

sdlrebung gilt fi1r dm jahn!. "
Nadt eInemjahr rd die O~
r100 auf Verlängl!rurig gezo­
gen. Entsd1leden wird von
Reglonalen BnkaltszrnD'Cll.
ctv.'a In DOsseidolf fOr /lort:
nl1Jnd, wer den Zuschlag be­
kommt



 

 

 
 
 
 
An die Mitarbeiterinnnen und 
Mitarbeiter der dobeq! 
 
 
 
 Der Geschäftsführer 
 
 
 
Seit dem Scheitern der Tarifverhandlungen für die Beschäftigungsgesellschaften der AWO im Bezirk Westliches 
Westfalen im Sommer 2005 haben wir ver.di immer wieder aufgefordert, Verhandlung für einen Haustarifvertrag 
“dobeq” aufzunehmen. Unser Schreiben vom 16. Jan. 2006 und mündliche Nachfragen blieben bis heute 
unbeantwortet. Stattdessen müssen wir feststellen, dass ver.di in Flugblättern verkündet, die g.gmbH’s als Mitglieder 
im Arbeitgeberverband mitzuverhandeln.  
 
Wir können auf keinen Fall einen Tarifvertrag akzeptieren, der sich im wesentlichen an vorhandenen AWO-
Strukturen orientiert. Dies hätte für den Kernbereich der dobeq katastrophale Folgen. Allein in den letzten beiden 
Jahren sind uns bei Ausschreibungen 15 Vollzeit-Stellen verloren gegangen. Die Identität der dobeq verändert sich, 
Komptenzverlust in Kernbereichen ist schon eingetreten, und die Konkurrenz schläft nicht! . Die Gewerkschaft und 
die MitarbeiterInnenvertretung warten statt zu verhandeln auf eine wirtschaftliche Notlage der dobeq.  
Rückwärtsgewandtes Beharren auf überholten Strukturen gefährdet weitere Arbeitsplätze und wird dann unweigerlich 
zur Notlage führen. An der Erfolgsgeschichte “dobeq” haben viele mitgewirkt. Allerdings müssen wir mit 
zunehmender Bitterkeit feststellen, dass ein Grundkonsens über die Zukunftsfähigkeit der dobeq nicht mehr 
herzustellen ist.  
 
Aus vorgenannten Gründen lassen wir unsere Mitgliedschaft im Arbeitgeberverband ruhen, bis ver.di an den 
Verhandlungstisch zurückkehrt.  
 
Wie war noch das Motto Jubiläum 2003: Auf die Zukunft-dobeq-los! Möge der “alte” dobeq-Geist uns beflügeln – 
und nicht vergessen, nächstes Jahr werden wir 10! 
 
 
 
Heinz Feuerborn   Rainer Goepfert 

   

DOItmulldCl BesdiiftiQulYJS-,
OooflflzielUngs, uoo AiJ>fjJdlllY:Js,

geselsdJcfr mbH



Düsseldorf, September 2005

Die Tarifverhandlungen wurden von den
Arbeitgebern abgebrochen!
Nach fünfmonatigen Tarifverhandlungen hat es keine Einigung zwischen
ver.di NRW und den Arbeitgebern der AWO-Beschäftigungs- und Quali­
fizierungsgesellschaften des AWO-Bezirkes Westliches Westfalen gege­
ben. Mit Schreiben vom 05.09.2005 teilte di~ Arbeitgeberseite ver.di mit,
das von ver.di gemachte Angebot: Stundung der Weihnachtsgeldzahlun­
gen 2005/2006 und evtl. 2007 bei gleichzeitiger Tarifbindung bis 2007,
sei nicht weitreichend genug.
Dabei hätte die Stundung des Weihnachtsgeldes allein bei der dobeq
rund 250.000,-- Euro pro Jahr ausgemacht. Das reichte der Arbeitgeber­
seite nicht aus.

Die Arbeitgeber gefährden damit die Zukunft der Gesellschaften, da
sie auf das Angebot von ver.di nicht eingegangen sind!

In der letzten Verhandlungsrunde am 01.08.2005 forderten sie neben
dem Verzicht des Weihnachtsgeldes für 2005 und 2006 die Streichung
des Urlaubsgeldes für 2006 und eine zusätzliche Kürzung der Lohn- und
Gehaltstabellen um 30/0. Neubeschäftigte sollten grundsätzlich nur noch
in die Lebensalterstufe 1 eingruppiert werden und von jeglichen Stufen­
steigerungen ausgeschlossen sein.
Im Klartext: Die Arbeitnehmerinnen der bobeq, dobeq, rebeq und Bil­
dung und Lernen in Unna sollen das Betriebsrisiko des Arbeitgebers tra..,
gen, ohne dafür eine wirkliche Gegenleistung zu erhalten.

Denn eine tarifliche Bindung der Gesellschaften an den bundesweiten
AWO-Übergangstarifvertrag wollten sie ausschließen und das unabhän­
gig vom Zeitpunkt des Auslaufens der Sonderregelungen (Weihnachts­
geld etc.).

Das ist mit ver.di nicht machbar!

Vereinte

Dienstleistungs­

gewerkschaft



ver.di hat der Arbeitgeberseite mehrfach deutlich gemacht, dass die ge­
forderten Tabellenabsenkungen und die Streichung des Urlaubsgeldes
keine Verhandlungsbasis sind.

Das geforderte Absenkungsvolumen der Arbeitgeberseite übersteigt bei
weitem den Rahmen von Notlagentarifverträgen, die in begründeten
Fällen bei insolvenzgefährdeten Unternehmen verhandelt werden, wobei
ver.di nach Prüfung der Bilanzen eindeutig feststellen muss:

In den Gesellschaften gibt es keine wirtschaftlichen Notlagen!

Welche Auswirkungen ein tarifloser Zustand für die Beschäftigten haben
kann, zeigen die neuesten Geschäftspraktiken der dobeq: Beschäftigte,
die ein befristetes Arbeitsverhältnis haben, werden nach dessen Aus­
laufen ohne tarifliche Bindung zu wesentlich schlechteren Bedingungen
bei der GAD eingestellt und per Gestellungsvertrag an die dobeq ausge­
liehen.

Wir sind nach wie vor gesprächsbereit und hoffen, dass die
Arbeitgeberseite zur Vernunft kommt und einlenkt!

•

Beitrittserklä rung
• • V....lnte Dienstleistungsgewerkschaft

Name des Geldinstituts/Filiale 10rt)

Einzugsermächtigung:
Ich bevollmächtige die Gewerkschaft ver.di,
den jeweiiigen satzungsgemaßen Beitrag bis
auf Widerruf Im Lastschrifteinzugsverlahren

Ich möchte Mitglied werden ab:

MonallJiJhr

Pe"önlkhe Daten:

Name

VornameITitel

StraßelHausnr.

o Erwerbslos
o Wehr-/Zivildlenst bis _

o Azubi-Volontär/in-

Referendar/in bis

o Schülerfln-Student/in bis _

o PraktikanIlin bis _._ _ .

o Alteeiteilzeit bis
o Sonstiges _

o monatlich

o vierteliAhrlich

einzuziehen.

CJ halbjahrlKh

o jährlich

Monatsbeitrag

Euro _

Der Mitgliedsbeitrclg betragt nach § 14 der ver.dh,Siltz·
ung pro Monat 1% de~ ~l!'Imä6igen monatlichen
SruttO'w'erdienstes. FOr Rentner/Innen, Pension3rlinnen,
VOrruheslAndlerftnnen. Krankengeldbezieherlinnen und
erwerbslose betr.igt der Monatsbehrag 0.5 % des regel­
m3ßigen Bruttoeink:ommelflS. Der h1ind~U~eitrag be­
lr~l € 250 monatliCh. Für HausfrauenlHausmanner.
SchUlI:rlinnen, S1udierende, Wehr-, ZMldieAStieistende.
Erziehungsgeldemp1angerlinnen und 'Sozicirhilfeempfan­
ger/innen betr3gt der Beitrag € 2.50 monatlich. .+edem
Mitglied steht es frei, höhere BeitrAlJe zu zahlen.

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

Name Kontoinhaberlin (Brtli' in Dll.K.kbllch~t.ll>t>n)

PLl

Telefon

E-Mail

Geburtsdatum

Wohnort
Straße/Hausnummer im Betrieb

PLl Ort

Personalnummer im Betrieb

Bankleitzahl Kontonummer Datenschutz
k:h willige ein, d~ meine pmöltli(.h@oDatl!'nim Rahmen
der Zwed:~stimmullg des Mitghedsverhaltnis.s1!'5 und
der wahrnehmung f}l!'Weftsc:haftspol/tisc:her Au1Qiibe-n
e~k1ronj5C.h verarbeitet und genutzt vverden. El"l]cinzend
gelten die Regelungen des BundesdarenschutzgeSetzes in
der jeweiligen Faiwng.

Staatsangehörigkeit

Geschlecht 0 weiblich 0 männlich

Beschäftigungsdaten
o Arbeiterfln 0 A"9"stellte/r
o Beamterfln 0 DO-Angestellte/r

o SelbstständigeIr 0 freieIr Mitarbeiterfln-----_._-----------
DVolizeit
o Tellze~ Anzahl Wochenstd.

Wirtschafts~/Geschäftszweig .lusgc!ubt(! TJtiylu!rt

C ich bin MelSterAn-Technikerfln·
lngeni~ur/in

Ich war Mitglied der Gewerkschaft·

von: bis: _
Mon:JUJ.lhr MOl1.al/Jaht

Tarifvertrag

TarifI. Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw.
Besoldungsgruppe

Tätigkeits-IBervfsjahr, Lebensalterstufe

regelmi3ßiger monatlicher Bruttoverdienst

Euro

Datum/Unterschrift

Werber/in.:

Name

Vorname

Mitgliedsnummer

V.i.S.d.P.: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, Judith Rösch, Fachbereich 3 .Gesundheit, Soziale
Dienste, Wohlfahrt und Kirchen", Landesbezirk NRW, Karlstr. 123 - 127,40210 Düsseldorf



Weiterbildungs-Träger in der Misere: Das Dilemma bei den Bildungsträgern

V'or die Hunde

Sven Frohwein

gibt, weniger für seine Ar­
beit bekommt. Und weim
ein Träger nicht dazu bereit
ist, Dozenten vernünftig zu
entlohnen, 'werden vor al­
lem jene, die über Qualifika­
tion und Erfahrung verfü­
gen, sich umorientieren.

Ein weiterer Aspekt bleibt
bei der aktuellen Vergabe­
praxis ebenfalls unbeachtet.
Regionale Anbieter verfü­
gen meist über beste Kon­
takte ZU! heimischen Wirt­
schaft. Da kann ein Träger,
der aus mehreren Hundert
Kilometern Angebote un­
terbreitet, nicht mithalten.

Die Leidtragenden sind
all jene, die sowieso schon
am unteren Ende der Quall­
fikationsskala stehen: Lang­
zeitarbeitslose und junge
Menschen mit geringer
Schulbildung. Die Gefahr,
dass ein bewährtes System
durch allzu ausgeprägten
Sparsinn vor die Hunde
geht, ist da nur ein weiterer
negativer Effekt.

Das Dilemma scheint offen­
sichtlich: Die Arbeitsagen­
turen sind durch leere öf­
fentliche Kassen zum Spa­
ren verurteilt und können
durch die Änderung ihrer
Vergabepraxis bei der Wei­
terbildung viel Geld sparen.
Doch etablierte Bildungs­
träger sind bedroht, weil sie
dem Druck überregionaler
Konkurrenz nicht standhal­
ten können. Hinzu kommt
die Furcht vor einem drama­
tischen Qualitätsverlust.

Diese Angst scheint be­
rechtigt: Es ist nur schwer
nachvollziehbar, wie es Trä­
gem gelingen soll, identi­
sche Qualitätzu einem viel­
fach günstigeren Kurs anzu­
bieten. Preissenkungen las­
sen sich nicht nur dadurch
erzielen, dass etwa weniger
Geld für neue pe ausgege­
ben oder aber eine Menge
bare Münze durch günstige­
re Mieten eingespart wird.
Nein, weniger Kosten lassen
sich im Bildungssektor nur
dann erreichen, wenn derje­
nige, der sein Wissen weiter-

50 % weniger Teilnehmer:
das Siegener Trainotel. (ng)

1'räger anband einer vorgege­
benen MatriX·, erldärt' Wolf­
gang Dräger vom Regionalen
Einkauf der Düsseldorfet
Agentur.•Wenn jemand den '
Zuschlag erha1teri hat und die
versprochene Qualität,nicht
lIefem oder aber die Maßnah­
me überbau:pt nicht dUICh­
führen kann, dann drohen .
ihm empfindliche Vertrags­
strafen.· ,Trotzdem' sei, nicht
v-on.der Hand zu weisen; dass
bei der Vergabe auch der~
elpe Rollew1e1e. "W1rwolleö'
natürlich auch einen clflzlen­
teren.Mittelelnsatz", verdeut~
lichtDI1iger. Und dieser Mrt­
teJrücigang zeigt auch Aus­
wirkUngen aUf die ~t­
zahl angebotener WelteWlI­
dungen. So verzeichneten:die
Kreise .Siegen"WIttgens1!ein
und Olpe bei den Qua1iflzle­
rungen einen Rückgang von
Immerhin 2.0 Prozent.

standhalten können, und ih­
ren Fokus auf andere Maß­
nahmen gelenkt - wie etwa
die Hagener' Beschäftigungs­
und Qua1lflzierungs-Gesell­
schaft Werlchof. "Normale
Träger, die Qualität ,anbieten
wollen, können da nicht
mehr mithalten", erklärt Ma­
rton Stahl. Der Werkhof habe
auf Eln'Euro-Jobber umge­
schwenkt, eine Weiterbil­
dung zu Medlengestaltern für
Bild & Ton sei mittlerweIle
eingestellt worden.

Bei der Regionaldirektion
der ArbeItsagentur in Düssel­
dorf wollen die Verantwortli­
chen den Vorwurf mangeln­
der Qualität überregionaler
Anbieter nicht gelten lassen.
"Wir bewerten die elngereich­
ten Bewerbungen ,einzelner

Westfalen. Das Trainotel in
Siegen ist eine Einrichtung,
deren Weiterbildungsstan­
dards in den Bereichen Hotel
und Gastronomie weit über
die Grenzen der Stadt be­
kannt und geschätzt sind.
Doch die zahl derer, die sich
dort zu Hotel- und Restau­
rantfachleuten oder aber zu
Köchen umschulen lassen,
geht drastisch zurück. Die Fol­
ge: Erste Ausbilder verlassen,
die Einrichtung, bewerben'
sich bei anderen Anbietem.

Von Sven Frohwein

Susanne Heun, Leiterin der
Deutschen Angestellten-Aka­
demie in Siegen, Trägerin des
Trainotels, sieht die Rückgän­
ge - immerhin 50 Prozent ­
mit Sorge. "Wir kOIUlten eine
Verm1ttlungsquote von 80
Prozent vorweisen, doch das
zählt wohl nicht mehr", übt
Heun Kritik an der Vergabe­
praxis der Arbeitsagentur. Die
Qualität der Ausbildung blei­
be bei den Dumping-Angebo­
ten der Konkurrenz, die ver­
stärkt auf den Maßnahmen­
Markt dräng!, auf der Strecke.
n Und uns wirft man vor, wir
hätten keine Marktkerlntnls
vor Ort, obwohl wir seit 1956
In Siegen ansässig sind", er­
bost sich Heun.

Eine Situation, die auch
Helnz Feuerbom, bestätigen
KäIin.•Wu werden von gr0­
ßen Trägem attackiert, die
Preise anbieten, die zur Hälfte
unter unseren liegen", klagt
der Geschllftsfühter der Dort­
,munder Besch~s-,

Qualifizierungs- und Ausbil­
dungsgeseJIschaft~, eI­
nerTochterder~ohl­
fahrt. Gerade bei den awbll­
dungsbegleltenden .Maßnah­
men könne die dobeq aufsehr
gute Kontakte zu den Berufs'.
kollegs setzen, doch die seien
bei den Bew:erbungenauf die
Ausschreibungen anschei­
nend nicht berücksichtigt
worden. Feuerbom schätzt,
dass gerade Im, llerelch der
AusbUdungsbegleitung zehn
Vollzeftstellen bei der dobeq
wegfallen werden. "Zurzeit
haben wir 100 hochqual1fl­
zlerte Dozenten, doch, wenn
wir weitere Ausschreibungen
verlieren, bin Ich gezwungen",
zu entlassen." Zudem Wiirde
es Im nächsten Jahr für Dort­
munder Träger selu schwer,
sich ix.i. .:ien Aussduelbungen
durchzusetzen.

FJnige Elnrlchtungen ha­
ben bereits kurz nach Ände­
rung der Vergabepraxis dUrch '
die Bundesagentur für Arbeit
Im]ahr 2.002. erkannt, dass sie
diesem lnuner größer werden­
den Konkurrenzdruck nicht



Trä'oe':r'kämpfen um lhri Ü',b1erle1ben
:>,', " . _, J' ~-- \\'_':':~::_(j:L," " ' .

Bei. Ausschreib,ung;)3praxis der Bundesagentur haben überregionale A.nÖi~ter die Nase vorn - Ange-
bole für b'eruflichßBildung Ohne tarifliche Bezahlung vielgünstiger ·:.JLokaj;~·Strukturenin Gefahr ..

in der außerbetrieblichen Ausbildung bei der RAG-Bildung können Jugendliche ausprobieren, welcher Beruf ihnen liegt, und werden dann in der
Ausbildung intensiv betreut. Ohne die Begleitung hätten viele keine ChanCe, die Lehre zU,beenden. Auch die RAG-Bildung hat 130 Maßnahme­
Plätze nicht bekommen. Sie kann aber die Mitarbeiter auf andere Standorte umsetzen.' WAZ-Bilder: Franz Meinert

os. 08'. D5

Von B.Merten-Kemper, .

Die Bunde;;agentur für Arbeit
hat die Ausschreibungen für:
Bildungsmaßnahmen verän"
dert. Besonders betroffen··
sind Träger, die sich um be­
nachteiligte Jugendliche
kümmern.

Die dobeq, Beschäftigungsge­
sellschaft der Arbeiterwohl­
fahrt, trifft es richtighart~,;Wir':
haben erstmals 59 Plätze für:',
die außerbetrieblicheAusbil~\
dung Jilicht gewonnen';;erl~u-<
tert Geschäftsführer Reiner
Goepfert. Für die Jugendli-.
ehen, die jetzt schonin Berufs-.
vorbereitungen oder in kombi­
nierten Ausbildungen sind, be­
deutet das erst einmal keine
Änderung. Für elf ihrer Ausbil­
der heißt das Versetzung.
"Noch können wir sie inner-·
halb der AWO unterbringen.
Aber schon im nächsten Früh­
jahr könnte es kritisch wer­
den", ergänzt Heinz Feuer~

bO;')J, der stellvertretende Un­
terbezirksvorsi tzende.

Dann, wenn die AWO bei
einer erneuten Ausschreibung,
wieder leer ausgeht. Und das
geht schneller als gedacht.
"Schon ei 11 Formfehler reicht,
um aus dem Hewerbungsver­
fahren beim Regionalen Ein­
kaufszentrum rauszufallen" ,
erläutert Goepfert. Um solche

.."z WD002 Nummer 180 Freitag,
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.Ausschri!ibung
fördert s;'nnfose
Verschwendung
Die Gewerkschaften schlagen
AJann. Die· Bimdesarbeitsge­
meinschaft (BAG). Jugendso­
zialarbeit ebenfalls. Inder Kri­
tik steht die zentrale Aus­
schreibung der Bundesagentur
für Arbeit zu Maßnahmen der
Jugendberufshilfe. Die BAG,
ein Zusammenschluss von
Mitgliedsorganisationen der
Jugendsozialarbeit, meint:
"Die Einsparungen der Bun­
desagentur für die jugendspe­
zifischen Maßnahmen werden
auf Kosten von Trägerstruktu­
ren und der Qualität der Arbeit
für die Jugendlichen erkauft.
Sie führen nicht zu Einsparun­
gen, sondern im Gegenteil zu
einer sinnlosen Verschwen­
dung gesellschaftlicher Res­
sourcen." Die Praxis beraube
die Träger und deren Mitarbei­
ter jeglicher Planungssicher­
heil Zudem erfordere allein
die Beteiligung an Ausschrei­
bungen einen Zeit- und Perso­
nalaufwand, den insbesondere
kleinere Träger nicht zu leisten
Vl'TIlJ(lgen. Es entstehe eine
Kostenexplosion, weil Träger
in kurzer Zeit Werkstätten an­
mieteJl, Miidrbeiter einsleHen
und Kooperationsstrukturen
aufbauen müssten. Unter Um­
ständen müssten die Standorte
nach einem Jahr wieder aufge­
geben werden.

J11 Dortmund richten sich
deshalb die Träger, allen voran
die dobeq, auf einen Überle­
benskampf ein. Noch ist un­
klar, ob der zu gewinnen ist.
Wenn, dann nur mit massiven
Lohnkürzungen für die Mitar­
~eiter. Siehe 2. Seite



Heinz Feuerborn:fo~dßrt faire
Bedingungen. bei '. der' Aus­
schreibung.' ,::'.'

Klippen auf über 100 Seiten .in Dortmund gearbeitet hat, Anbietern tobt,um mehr'als; ressengemeinschaft·Sozialge­
Formular zu überwinden, gibt gewährleisten will. 'nur das Überleben derdobeq.:.·· w:eI'p'!iche~,Beschäftigungsini­
es mittlerweile Anbieter;. die Andreas Gora, Geschäfts- "Wir haben in Dortmund mit tiadven(ISB). "Wettbewerb ist
Spezialisten damit bet~auen.' führer des AWO-Unterbezirks, Anbietern wie derJ(reishand~ in Ordnung, aber es müssen
"Bildungsindustrie" nennen, wird ganz deutlich: "Gegen or- werkerschaft, .d~,r:gAG-~ili ," fair~~13edingungenherrschen.

das nicht nur dieA~O-Exper-;/ ganisierte Weiterbildungsträ- 'dung oder denSo~largew~rbli-,"tJnd~;da habe i~hm~ine Zwei­
ten, diein gew(sserWeiseVer-' ger,"diemit freien Mitarbei- ehen Initiativen ~jtlN'etz\v~rk' Jel."b'eiin:es',mÜ:~seberUck­
ständnis für die ve!änderte:' terrr," zumeist ohne tariDiche : aufgebaut, in derrlinzwischen sichtigt werden, dass Anbieter
Ausschreibungspraxis haben. Bindung arbeiten und Ztl Prei- fast tausend hoch qualifizierte Räume und tariflich bezahlte
"Hintergrund. für die Ände- :st:nanbieten, die zwischen 30 Beschäftigte arbeitsteilig tätig Mitarbeiter vorhielten,. die
rung~nrdRSÄlt)i~~t';~'Nähe":,;!~'~o/Pt:ozentunter unseren+:·sind und bestens kooperieren: über Jahre. hinweg 'Kontakte
zwis'~r~p';'q'en:~gl~\~~~I,lx:.d;<~{~[~p'6tenli~gen;l1qRer'~irI Gora:"We.nn:\~i~.~,~,s .~e!:z,,~u::d, ..~~auten und .pfl~gten. Doc~
den,~~h~lieq-i~~~l!~r,~/ür;:~eme.Chanc~,il11~!lr."· '" sa.rrlInenbncht~.b~u!,;9~~kel!t7~'Wi':IB~~nAusschrelbung.en ~el
Arbeit auf~brech~n:~\"s9,F~~-;.;' Gora .geht es bel dem .rumne wIeder .auf" ,";i1'~: :tl;}~' ):" ribr#~ermerkt, dass '. biS .Vler
erborn. "Die Zusamm'enarbelt senPreiskampf, der zWischen So sieht es auch.Andreas' Wochen vor~.Jv1aßnahmebe­

war gut, weil wir gute J\rbeit . lokalen und überregionalen Koch vom Vorstand .derInte- ging'j:RäUl1?e::':z~~.Verfügimg
geleistet haben, aber" es, gab. ' . "\!,' '..... '. ,.'"

keine Absprachen." . ., . ' . .'
Sowohl die dobeq"\lls auch EmNetzwerk.

die RAG-Bildung, die bei . . . I

Maßnahmen für 130 Plätze . Die IS~. Interes~engemein~
nicht landen konnte, bilden schaft:sozialgewefblicher
seit Jahren Jugendliche aus, die Beschäftigungsiniflatiyen, ist
nur durch intensive Betreuung ein Netzwerk miLinsgesamt
auf eine Ausbildungvorberei- 20 Trägern. Dazugehörep
tet werden können undsi~mit GrünBau und:Diak~nj'e' :"
Begleitung auch erfolgreich eberisowie Carita~;oderdo·
beenden, "Wir haben nicht beq,SieschließeO'sich in .'
nur die dafür qualifizierten unterschiedlichen,:kdqpera-
Mitarbeiter, sondern auch bei tionen zusilmmeri; um sich
einer kombinierten Ausbil- I ~ür Maßnahmen der Berufs-
dung gllte. Kontakte zu den' vorb'ereitung, derAusbil-,
Ausbildungsbetrieben entwi- dung. oderAusbfldungsbeg-

c.kelt", er.kl.~rt. Go~pfert, . der Reiner. Goepfe~. . sieht le. ite.n.,.d... er Hi1fen'zD.·•. ·.'.....• b. evver-
Sich fragt, WIe das em Anbleter schwarz nicht nur rur die Zu- ben.·····.:;.··'
aus Ostwestfalen, der noch nie kunft der dobeq. ,'. . .,'.

stehen müssen. Was in Dort­
mund und umliegenden Städ­
ten schon dazu führte, dass die
"Gewinner" heiden Ausge­
boqtete'n anfragten, ob sie
nichtRäll.rrte zu vermieten hät­
ten.Hatten~ie~icht.In einem
anderen Fall Wurde den gerade
gekündigten Mitarbeitern ein
Angebot gemacht. 1~00 Euro
brutto soUte.eil1causgebildBter
Lehr~r .oder ,Sozialpädagoge 'I
vt:;r~~n,.eJJ. N,Q~~al liegt der
Tarn bei rund 3200 Euro.

Das Regionale Einkaufs- I
zentrum in Düsseldorf ist zu­
ständig für die Ausschreibung

. und. Vergabe. Der stellvertre­
tende Leiter,Wollgang Drä­
ger, hält die Kritik der lokalen
Anbieter für nicht gerechtfer­
tigt. "DieQualitätder Anbieter
wird auf jeden Fall überprüft.
Uns kommt es nicht nur auf
den Prei~ an, der Quotient zur
Errechnung •berücksichtigt ja
auch. andere Kriterien." So
werde. auch vor Ort geprüft
undfallsdie Auflagen nicht er­
füllt seien, ergehe eine Ver­
tragsstrafe oder die Maßnah­
me werde anderweitig verge­
ben. Gerade ein neuer Anbie;
ter müsse sich beweisen. "Wir
wollen auf keinen Fall die I

Qualitätallf dem Rücken der
TUl!endlichen senken."



Billig-Lösung kostet Arbeitsplätze

Auszubildende
werden im. ;.

stich gelassen

~...ci:m.m=-_e-n_-t.a:r::-:.-.-.----_-_--1!llJlI--.---IJoll-.---IIIDI' I
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Unna. (wig) "Ausbildungs­
begleitende Hilfen" sind in
der Region ein bewährtes
Mittel, Jugendliche auf dem
mitunter schwierigen Weg
zum Berufsabschluss zu· un­
terstützen. Jetzt werden die
seit Jahren erfolgreich agier­
enden Träger - Werkstatt im
Kreis Unna, Diakonie, Kreis­
handwerkerschatt und Ju­
gendheimstättenwerk - aus-

! gebootet. Die Folge: 24 Lehrer
und Sozialpädagogen wer­
den arbeitslos, 396 Auszubil­
dende müssen auf ihre ge­
wohnten Helfer verzichten.

Zwar soll es auch in Zukunft
das Angebot Ausbildungsbeg­
leitender Hilfen (AbH) geben
- allerdings nicht mehr im
bisherigen Umfang und vor
allem nicht mehr durch die
seit 16jahren bewährte lokale
Arbeitsgemeinschaft der Trä­
ger. Das AbH-Angebot wird
inzwischen von der Bundes­
agentur für Arbeit ausge­
schrieben - den Zuschlag er­
hält der billigste Bieter, und
das war in diesem jahr ein Pa­
derborner Unternehmen.

Und das kann eigentlich
nur mit unseriösen Methoden
arbeiten, erklärte Werkstatt­
Chef Herbert Dörmann ges­
tern. Angesichts der Vergü­
tung, für die der neue AbH­
Träger jetzt im Kreis Unna die
Hilfen anbieten will. Gerade
mal 124,80 € pro Teilnehmer
im Monat - zu diesem Kosten­
satz will das Paderborner Un­
ternehmen arbeiten. Allein
die Entlohnung des vorge­
schriebenen Personals - und

das auch schon bei einem 30­
prozentigen Einkommens­
verzicht - führt zu Kosten von
147,30 € pro Teilnehmer und
Monat, rechnete Dörmann
vor. Nicht einmal inbegriffen
in diesem Preis sei der Auf­
wand für Räume und Arbeits­
materialien. Für 124,80 € pro
Teilnehmer zu arbeiten kön­
ne nur bedeuten, dass die Mit­
arbeitern nicht mal ansatz­
weise angemessen entlohnt
werden könnten.

Genauso schlimm wie für
die betroffenen Lehrer und
Sozialpädagogen sei der
Wechsel zum Billig-Träger für
viele Auszubildende, betonte
Dörmann. "Sie müssen sich
ab Herbst auf völlig neue An­
sprechpartner einstellen und
ganz· umorientieren." Die
Kontakte der bisherigen Be­
treuer zu Berufsschulen, Be­
trieben und Beratungsstellen
gingen verloren. Dass die ho­
he Erfolgsquote - 97 % der per
AbH betreuten jugendlichen
bestanden bisher ihre Ab­
schlussprüfungen - gehalten
werden könne, sei ausge­
schlossen.

Volkswirtschaftlich und
menschlich eine Katastrophe,
betont Diakoniepfarrer Hans
Höroldt: "Die jugendlichen
haben alles getan, was von ih­
nen erwartet wird, und wer­
den dann im Stich gelassen."
Unsinnig sei das auch vor
dem Hintergrund, dass die
Ausbildungsstellen - in de­
nen die jugendlichen dann
möglicherweise scheiterten ­
mit großem Aufwand einge­
richtet worden seien.

Es passt zu der billigen Pole­
mik, mit der heute Wahl­
kämpfe geführt werden, pä­
dagogische Leistungen mög­
lichst billig einkaufen zu wol­
len. Die Bundesagentur für
Arbeit - so Isieht es Herbert
Dörmann Jverhält sich da
wie ein Konkern. Wie ein In­
dustrieunterjnehmen, das sei­
ne Zuliefere~zu immer grotes­
keren Preisen zwingt. Was da­
bei heraus kommt, ist eben
Marktwirtsc~aftpur - und die
scheint mehr denn je ange­
sagt. Spätestens aber wenn
das reine Marktprinzip auch

..in der Bildung greift, entfaltet
es zerstörerische Kraft. Wer
junge Menschen an ihrer

Leistungsgrenze allein lässt,
schafft neue Sozialproblerne
und verspielt die Entwicklung
von "Know-how", das zu be­
wahren unsere Wirtschafts­
förderer längst als einzige Zu­
kunftschance der Region er­
kannt haben. Fatal ist indes,
dass der Hinweis auf langfris­
tige Wirkungen politisch
kaum noch jemanden beein­
druckt. Nur um schnelle Er­
folge geht es - sei es an der
Börse oder in der Arbeitslo­
senstatistik. Wenn der Trug­
schluss solcher Bewertungen
offensichtlich wird, könnte es
für eine Wende zur Vernunft
zu spät sein.

Werner Wiggermann
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AWO und l/erdi
streiten um .
Lohnkürzung

Noch holen beide Seiten die
schwerenrGeschütze nicht he­
raus. Aber Verdi-Verhand·
lungsführerin' Judith Rösch
kündigt an: "Irgendwann ist
bei uns mal Schluss." Das
könnte nach Abschluss der Er~ .
klärungsfTist am 31. August
sein. Das aber möchte die.
AWO verhindern, die mit Ver­
di seit Monaten über eine Ab­
senkung der Löhne in den vier
Beschäftigungsgesellschaften
im Bezirk verhandelt. Betrof­
fen sind rund 100 Mitarbeiter.
Anfangs stand eine Löhnab­
senkung in Höhe'von 18 Pro­
zent. "Das ist nicht wenig, aber
um den Fortbestand zu si­
chern, ist' eine Absenkung
mindestens im zweistelligen
Bereich nötig", erläutert der
stellvertretende Unterbezirks­
geschäftsführer Heinz Feuer­
born. Denn; so Feuerborn, die ,
dobeq sei bei Ausschreibun-.
gen nicht mehr konkurrenzfä­
hig. "Diequalifizierteri und'
langfristig iJei uns beschäftig­
ten Mitarbeiter sind teuer. Wir
haben immerirgendwie Lö­
cher gestopft, und das geht·
jetzt nicht mehr." Ziel ist es in
einen ; anderen Tarifvertrag
aufgenommen zu werden, der
ein geringere Bezahlung er­
möglicht. Seit 1. April werden
NeueinsteIlungen nur noch
mit Einzelverträgen vorge­
nommen. Dagegen wehrt sich
der Betriebs.rat.

Und für Verdi sind die For­
dertlngen so nicht akzeptabel.
"Es geht nicht an, den Druck,
den die Politik macht, auf die
Mitarbeiter abzuwälzen", be­
tont Judith Rösch. Deshalb ist
das Angebot der Gewerk­
schaft:. Verzicht auf Weih­
nachtsgeld, das in einen Topf
eingezahlt wird. Jährlich wird'
die wirtschaftliche Lage von
einem Ausschuss überprüft.'
"Ist die Lage nicht dramatisch,
Insolvenz würde als solches
gewertet, ..muss das Geld aus-'
gezahlt werden." Noch ist kei­
ne Einigung in Sicht. bam
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Keine Zeit, das
Geld auszugeben

Jugendliche Arbeitssuchende sind die eigentlich Leidtragenden

der Entwicklung auf dem Sektor der beruflichen Bildung.

Es ist zu befürchten, dass die Qualität der Ausbildung sinkt.

Die Großen fressen die Kleinen:
Das scheint das eherne Gesetz
des Kapitalismus zu sein. Dieses
Prinzip scheint jetzt auch nicht
mehr vor einem Bereich des Zu­
sammenlebens halt zu machen, in
dem man sich frühkapitalistische
Verdrängungsmethoden eigent­
lich nicht vorstellen konnte: die
Bildung.

Es geht um die berufliche Qualifi­

zierung und Ausbildung für benach­

teiligte Jugendliche und Arbeitslose.

Trotz der Lippenbekenntnisse·von Po­

litikern, Bildung sei Deutschlands

größter Standortvorteil und müsse

deshalb gezielt gefördert werden, ge­

schieht zur Zeit genau das Entgegen­

gesetzte. In NRW räubern große Un­

ternehmen in den jahrelang sorgsam

aufgebauten Strukturen der regiona­

len Bildungsträger.

Das Schema ist überall das gleiche.

Die Agentur für Arbeit schreibt eine

Bildungsmaßnahme aus, das überre­

gionale Unternehmen unterbietet die

Mitbewerber mit Dumpingpreisen.

Zurück bleiben Trümmer: Die örtli­

chen Bildungsträger müssen um­

schichten, reduzieren, entlassen.

Ob der große Konkurrent wirklich

die Qualität liefern kann, die verlangt

ist, ist bei den bis zur Hälfte reduzier­

te!"! Preisen fraglich. Fachleute kön­

nen sich das kaum vorstellen. Wenn

die sich überall ausbreitende

"Bildungsindustrie" mit Gehältern von

etwa 1500 Euro für ihre Mitarbeiter

kalkuliert, darf man nicht allzu viel
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professionelles Know-howerwarten.

Der Tarif, den die lokalen Bildungs­

träger zahlen, liegt beim Doppelten.

Oder denkt man beim überregio­

nalem Bildungsdiscounter schon wei­

ter? Wenn im Zuge der Monopolisie­

rung erst mal massenhaft Ausbilder

und Lehrer freigesetzt werden, kann

man sich natürlich auf dem Arbeits­

markt bedienen - nur müssen die Ar­

beitssuchenden die weitaus schlech­

teren Stellenangebote akzeptieren.

Diese Entwicklung ist absehbar und

skandalös. Unter den Augen einer öf­

fentlichen Einrichtung - indirekt sogar

gefördert - werden frühkapitalistische

Marktmechanismen aktiviert.

Beim Regionalen Einkaufszentrum

der Agentur für Arbeit in Düsseldorf

heißt es auf entsprechende Anfragen

von Journalisten, die Qualität der An­

bieter werde nach einer gewissen Zeit

überprüft. Man darf gespannt sein.

Außerdem: Wer fährt schon das Auto

gegen die Wand und korrigiert

danach erst die Lenkung? Andersrum

wäre es klüger.

Auch das AWO-Tochterunternehmen

dobeq - Träger für Beschäftigungs­

und Qualifizierungsmaßnahmen - ist

Leidtragende der Entwicklung. Trotz

hervorragender Ergebnisse war sie bei

der Vergabe einer Maßnahme der

außerbetrieblichen Ausbildung mit 59

Ausbildungsplätzen nicht erfolgreich.

Elf Mitarbeiter sind betroffen.

Noch können sie innerhalb des Un­

ternehmens andere. Aufgaben über­

nehmen. Setzt sich der Trend fort,

kommt· die dobeq nicht an betriebs­

bedingten Kündigungen vorbei.

Natürlich geht das alles letztlich auf

Kosten der Mitarbeiter und vor allem

der Jugendlichen und Langzeitar­

beitslosen, die in den ausgeschriebe­

nen Maßnahmen die Chance für ei­

nen Einstieg in den ersten Arbeits­

markt erhalten. Wenn erst mal ein

hier unbekannter Bildungsträger aus

Ostwestfalen mit schlecht bezahlten

Hilfskräften diese Aufgabe über­

nimmt, sinken diese Chancen. Erfolg­

reich können die Bildungsträger nur

sein, wenn sie lokal verankert sind

und die örtlichen Strukturen genau

kennen. Bei der dobeq und der AWO

klappt das außerordentlich gut, man

muss nur diese Zeitung durchblät­

tern, um Belege für die Erfolge zu

finden.

Eigentlich liegt der Skandal in einer

unterschwelligen Werteverschiebung.

Bildung ist ein hehres Gut, das nie­

mand antasten will. Nur bei denen,

die benachteiligt sind, gilt das nicht.

Da muss es schön billig sein.

Kar/-Marlin Flüter, AWO Profil

Die Realisierung der Hartz-Geset­
ze hat unter einer überbordenden
Bürokratie, zu hohen Ansprüchen
und dem Zeitdruck gelitten. Das
meint Dr. Matthias Knuth, wissen­
schaftlicher Geschäftsführer beim
Institut Arbeit und Technik (IAT) in
Gelsenkirchen.

Die ohnehin schon "verwässerten"

Hartz-Gesetze hätten darunter gelit­

ten, dass die Orgonisationsreform

der Agentur für Arbeit und die Einfüh­

rung des Arbeitslosengeldes 11 (ALG

11) zeitgleich stattfanden. Das ALG 11

beschäftigte die Mitarbeiter in den

Agenturen für Arbeit monatelang.

Die Energie, die darauf verwendet

wurde, fehlte bei anderen Aufgaben ­

etwa bei dem Versuch, die Prinzip des

"Fördern und Forderns" angemessen

umzusetzen.

Knuth geht davon aus, dass in die­

sem Jahr große finanzielle Mittel für

die berufliche Qualifizierung von Ar­

beitslosen nicht verwendet werden

können: "Die Organisatoren sind

schlicht nicht in der Lage, das Geld

sinnvoll auszugeben."

Eine neue Bundesregierung könnte

die gerade entstandene Organisa­

tionsstruktur erneut umgestalten. Die

gerade entstandenen Arbeitsgemein­

schaften von örtlichen Agenturen für

Arbeit und den Kommunen ("ARGE")

würden aufgelöst und die Kommunen

die alleinige Verantwortung überneh-.

men. Damit wäre ein neues

Verwaltungschaos mit den entspre­

chenden Folgen vorprogrammiert.



Andreas Koch, Vorstandsmitglied der ISB, über die
Ausschreibungspolitik der Bundesagentur für Arbeit,

dwofJl'pf Her
Preiskampf bringt

nur Verlierer

Die Interessengemeinschaft so­
zialgewerblicher Beschäftigungs­
initiativen (ISB) ist ein Netzwerk
von 16 Trägern. Seit 2002 arbei­
tet die Trägerkooperation als ein­
getragener Verein in und für
Dortmund. Andreas Koch von der
GrünBau GmbH ist Vorstandsmit­
glied. Wir sprachen mit ihm über
Dumpingangebote bei den Aus­
schreibungen der Agentur für Ar­
beit.
AWO Profil: Die Arbeitsmarktrefor­

men haben auch den Markt für Be­
schäftigungs- und Qualifizierungs­
maßnahmen für Langzeitarbeitslose

und arbeit/ose Jugendliche radikal

verändert. Wie ist es den Dortmun­

der Trägern ergangen?

ISB-Geschäftsführer Andreas Koch: ,Wir
stehen unter Druck."

Andreas Koch: Wir haben zwei un­

ruhige Jahre hinter uns. Es gab bun­

desweit eine Verschiebung zu vor­

geblich preiswerten Maßnahmen,

hin zu Arbeitsgelegenheiten ("Ein­
Euro-Jobs") und weg von geförder-

ten sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsplätzen, die fast auf Null zu­

rückgefahren wurden. Zur' Zeit ver­

fügt die ARGE JobCenter in Dort­
mund zwar über ausreichende
Mittel, um viele Maßnahmen durch­

führen zu können - auch wieder eini­

ge mit Sozialversicherungspflicht ­
aber im nächsten Jahr sieht es finan­

ziell schon schlechter aus. Vor allem
aber können wir uns kau'rn wehren

gegen die Dumpingangebot~ über­

regionaler Anbieter, die zunehmend

auf den Markt drängen.
AWO Profil: Das ist ein Ergebnis
der neuen Ausschreibungspraxis der­
Bundesagentur für Arbeit, die eigent­

lich den Wettbewerb unter den An­

bietern fördern sollte.
Andreas Koch: Dagegen lässt sich

eigentlich nichts sagen. Aber der
Wettbewerb muss unter fairen Re­

geln ablaufen. Alle Mitb~werber soll­

ten mit !;Jleichen Ausgangspositionen

in die Ausschreibungen gehen kön­
nen. Das ist aus unserer Sicht nicht
der Fall. Viele der überregionalen

Träger, die da jetzt auf den Markt

drängen, halten sich nicht an die

ortsüblichen und tariflichen Entloh­

nungen für das Fachpersonal. Sie

unterlaufen Standards. Sie bewer­

ben sich bundesweit und wissen zu
diesem Zeitpunkt noch gar nicht, wo

sie überhaupt ihre Werkstätten an­
siedeln sollen. Wir vom ISB Defürch­

ten, dass durch diese Praxis die

Qualität der Maßnahmen beein­
trächtigt wird. Man kann vermuten

dass nicht nur an Lohnkosten, son~
dern auch an Unterrichtsmaterialien

und bei der Ausstattung der Räume

gespart.. _

AWO Profil: Was müsste man än­

dern, I,lm eine Gleichheit der Bewer­
ber wieder herzustellen?

Andreas Koch: Wir fordern, dass

man sich nicht hauptsächlich am
Preis orientieren soll. Qualitäts­

kriterien müssen eine gleichwertige

Rolle spielen. Bei vielen Maßnahmen
für Jugendliche ist es z.l;I. unver­

zichtbar, dass die Mitarbeiter speziel­
le sozialräumliche Erfahrungen ha­

ben. Wenn ein Träger aus Sachsen

kommt, fehlen diese Kontakte.
AWO Profil: Sind Arbeitsplätze be­
droht?

Andreas Koch: Letztlich wird das al­
les auf dem Rücken der Beschäftigten

ausgetragen. Es ist mir schon zu Oh­
ren gekommen, dass Tröger M'itar­

beiter entlassen mussten, weil sie ge­
gen den billigen Mitbewerber nicht
mithalten konnten. Von der Arbeitslo­
sigkeit bedraht, waren diese Mitarbe,:­

ter gezwungen, sich zu wesentlich

schlechteren Konditionen vom Billig­

anbieter anstellen zu lassen.

AWO Profil: Wie sieht die Zukunft

aus?
Andreas Koch: Wir stehen unter

Druck. Der ist auch noch nicht zu
Ende. Aber es gibt auch Dinge, die

uns Mut ,machen. So gibt es eine
, gute Zusammenarbeit mit der örtli­

chen Agentur für Arbeit und der

ARGE ,Jobcenter. Wir sind im Beirat
des JobCenters vertreten. Die Träger,

die im ISB zusammengeschlossen

sind, schließen' sich zu Bieter­

gemeinschaften zusammen, um den
Wettbewerb besser meistern zu kön­

nen. Die meisten Träger haben diese
schwere Zeit auch dank unserer Zu­
sammenarbeit im ISB überstanden.

AWO Profil: Alle reden vom Vor­

rang für die Bildung in Deutschland.
Gilt das nicht für den Bereich der
beruflichen Bildung?

Andreas Koch: ich würtJe geme se­

hen, was geschehen würde,' wenn

sich andere Bildungsbereiche so wie
wir nur an der finanziellen Effizienz

messen lassen müssten. Aber es
kommt ja kein Mensch auf die Idee,
im Schulsystem Ausschreibungen

nach dem Motto zu veranstalten:

Unterrichten darf der, der den bil­

ligsten Unterrichi bietet. Nur in dem

Segment der Arbeitslosen, der

"Schmuddeleeke", wird oft ohne Be­
denken hauptsächlich auf den Preis

g~Q~ckt. Würde jemand sein Kind in
eine'r Grundschule anmelden, weil

sie die billigste ist? Das ist unvorstell­

bar. Was wir erleben ist eine Ver­

schiebung von fundamentalen Wer­
ten unserer Gesellschaft.

Interview: Karl-Martin Flüter



Düsseldorf, Juni 2005

Ein Tarifvertrag für alle Beschäftigten!
Nach dreimonatigen Tarifverhandlungen hat es bisher keine Einigung
zwischen ver.di NRW und den Arbeitgebern der AWO-Beschäftigungs­
und Qualifizierungsgesellschaften des AWO-Bezirkes Westliches West­
falen gegeben.

Unsere Ziele bei den Tarifverhandlungen:

• Ein einheitlicher Flächentarifvertrag für alle Beschäftigten der
AWO in NRW

• Tarifliche Bindung auch für alle Neubeschäftigten, rückwirkend
zum 01.04.2004

• Eine zukunftsgerichtete Arbeitsplatzsicherung durch Sonderre­
gelungen

In mehreren Verhandlungsrunden forderten die Arbeitgeber ein Absen­
kungspaket im Volumen von rund 1,8 %.

Ihre Forderungen:

• Abschaffung der betrieblichen Altersversorgung
• Streichung des U.·laubs- und Weihnachtsgeldes
• Einführung eines Niedriglohnes von 7,00 Euro pro Slund&
• Sofortige Rückstufung aller Beschäftigten um zwei Lebensal..

tersstufen
• Keine weiteren Altersstufensteigerungen
• Streichung der allgemeinen Zulage/des Verheiratetenzuschlages
• Neu Eingestellte sollen grundsätzlich nur noch in die Lebensal­

tersstufe 1 eingestuft werden, keine weiteren Stufensteigerun­
gen mehr

$
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Gesundheit. Soziale Dienste

Wohlfahrt und Kirchen

Vereinte
Dienstleistungs­
gewerbchaft



Das ist mit ver.di nicht machbar!

Wir forderten die Arbeitgeber auf, uns die Bilanzen der einzelnen
gGmbH's vorzulegen, damit wir uns ein fundiertes Bild über die· wirt­
schaftliche Lage der Unternehmen machen können.

Bei der Prüfung der Bilanzen mussten wir feststellen, dass aktuell in kei­
ner der vier Gesellschaften eine wirtschaftliche Notlage besteht.
Es gibt also keinel1 Grund für die geforderten drastischen Absenkungen!

Das geforderte Absenkungsvolumen der Arbeitgeberseite ist jedoch we­
sentlich höher, als dies in begründeten Fällen von Unternehmen besteht,
wenn diese in eine wirtschaftliche Notlage geraten und aufgrund dessen
insolvenzgefährdet (zahlungsunfähig) sind.

Begründet wurden diese drastischen Absenkungsabsichten der Arbeit­
geber mit dem Argument, man müsse konkurrenzfähig am Markt auftre­
ten.

Für ver.di sind die Kürzungsabsichten der Ar­
beitgeber unrealistisch und vollkommen über­
zogen!

Da uns die derzeitige schwierige Marktsituation im Bereich der Beschäf­
tigungs- und Qualifizierungsgesellschaften bekannt ist, sind wir bereit,
einen maßvollen Beitrag aller Beschäftigten zur Zukunftssicherung zu
leisten, der jedoch einer zeitlichen Befristung unterliegen muss. Es
könnte ja auch zwischenzeitlich wieder zu einer Bereinigung der Situati­
on kommen. Als Gegenleistung erwarten wir eine tarifvertragliche Bin­
dung der Arbeitnehmerinnen an den AWO-Übergangstarifvertrag West,
der für alle übrigen AWO-Arbeitnehmerlnnen in NRW bereitsse'it
01.04.2004 gültig ist.

ver.di verhandelt einen zukunftssichernden Tarifver­
trag zur Arbeitsplatzsicherung und zur Verteidigung
des Gehalts- und Lohnniveaus der ArbeitnehmerIn­
nen.



Um eine Lösung zu erzielen, haben wir den Arbeitgebern am 14.
Juni 2005 folgendes Angebot unterbreitet:

Alle Beschäftigten der Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesell­
schaften fallen unter den Geltungsbereich des A WO-Übergangs­
tarifvertrages West mit folgenden Sonderregelungen:

1) 2005 und 2006 wird das Weihnachtsg-eld aller Beschäftigten als
Rückstellung den Unternehmen zur Verfügung gestellt.

2) Für alle Unternehmen wird ein Ausschuss für wirtschaftliche Fra­
gen eingerichtet. Dieser wird von Arbeitnehmerinnen und Arbeitge­
bern zu gleichen Teilen besetzt. Er erhält jeweils im August des
Folgejahres die vom Wirtschaftsprüfer attestierten Bilanzen der
Unternehmen und entscheidet nach Prüfung über die Höhe und die
Verteilung des nachträglich auszusGhüttenden Weihnachtsgeldes
des Vorjahres.

3) Der Ausschuss für wirtschaftliche Fragen wird zusätzlich mit fol­
genden Rechten ausgestattet:

• Der Arbeitgeber berichtet dem Ausschuss über geplante Zu­
kunftsinvestitionen.

• Der Arbeitgeber stellt dem Ausschuss die Bilanzen mit Erläute­
rungen dar. Hierzu kann der Ausschuss eine Stellungnahme
abgeben.

• Bei nicht nachvollziehbaren Investitionsentscheidungen des Ar­
beitgebers kann der Ausschuss ein Vetorecht geltend machen
und die Verwendung des rückgestellten Weihnachtsgeldes für
eventuell sich ergebende bilanzielle Fehlbeträge untersagen.

4) Diese Sonderregelungen sind befristet und treten nach Ablauf au­
ßer Kraft ohne Nachwirkung.

Wenn die Arbeitnehmerinnen ihren Beitrag zur Zukunftssicherung der Unter­
nehmen leisten, müssen die Arbeitgeber ihnen auch ein Mitspracherecht bei
der Verwendung ihrer Weihnachtsgelder zusichern!

~ .'

Wir wollen einen flächendeckenden Tarifvertrag- für alle
Beschäftigten der Bobeq, Dobeq, Rebeq und für Bildung
und Lernen in Unna!!!!

Aber nicht um jeden Preis!!



Demo im dob~ifStrelt
Etwa 30 Mitarbeiter der dobeqfan­
den sich am 24. Februor zu einem'
Streik von dem AWOStodtZentrum in
DOftmund zusammen. Sie forderten,

die dobeq solle einem Tarifvertrag zu­
stimmen, der deml"leun AWO-Tarif- ...

~a9 gleichko~.< Die Gewerl<""
~q,aft ver.di h~z(J der Demonst!,Q­

tiQn<a~geruren. (srene auch Seitel)

DDrtmvlIl A/110 ProftL #m 20 1'f/2fJOS'
Für sichere-Arbeitsplätze

beiderdobeq
Das AWO-Tochterunternehmen dobeq hat seit ihrer
Gründung im Jahre 1998 eine ungewöhnliche Er­
folgsgeschichte geschrieben. Sie hat sich im regiona­

len Markt trotz eines scharfen Wettbewerbs hervor­
ragend positioniert und sich auch überregional einen
guten Ruf als leistungsfähiger Bildungs- und Be-

schäftigungsträger erarbeitet. Die Stammbelegschaft
wurde innerhalb der kurzen Zeit des Bestehens fast

verdoppelt und beträgt zur Zeit fast 100 Mitarbeiter.

Die dobeq hat in den zurückliegenden Jahren
schwarze Zahlen geschrieben. Soweit in Kürze die
guten Nachrichten!

Aus unserer Verantwortung heraus
können wir nicht tatenlos bei der
Vernichtung von qualifizierten Ar­

beitsplätzen in unserer gebeutelten
Region zusehen. Wir wollen nicht

offenen Auges auf eine Notlage

warten, die immer auch den Verlust
von Arbeitsplätzen bedeutet.

Um sich zu behaupten, muss die

dobeq sich ständig bei öffentlichen
Ausschreibungen der Agentur für

Arbeit nach der Verdingungsord­

nung für Leistungen (VOL) bewerben.
Durch dieses Vergaberecht ist
ein teilweise ruinöser Preis­

wettbewerb in Gang gesetzt

worden. Viele Insolvenzen und
damit verbundener massiver

Arbeitsplatzabbau belegen
diese Entwicklung.

Diese Rahmenbedingungen
haben schon bei örtlichen Trä­

gern zu akuten Notlagen ge-

führt. Vor diesem Hintergrun' wur­
den mit den zuständigen Gewerk­

schaften Absenkungstarifverträge bis

zu 20 Prozent geschlossen. Auch die
dobeq hat deshalb den bestehenden
Tarifvertrag gekündigt.

In dieser Situation fordert die Ge­
werkschaft ver.di die Anwendung des

AWO-Tarifvertrages auf die 'tJobeq.
Damit könnte sich die Gewerkschaft
nicht widersprüchlicher verhalten.

Einerseits werden Absenkungstarif-

verträge mit regionalen Konkurrenten

geschlossen; aber vor dem Stadt­

Zentrum der AWO wird demonstriert.
Anderen werden erhebliche Wett­

bewerbsvorteile eingeräumt, die mit-

telfristig viele Arbeitsplätze bei der

dobeq gefährden könnten. Es muss
die Frage erlaubt sein, ob an der

dobeq ein Exempel statuiert werden
soll.

Die Geschäftsführung von AWO­
Unterbezirk und dobeq haben in

der Vergangenheit bewiesen, dass sie

ihre soziale Verantwortung wahrneh­
men. Der Vorstand des Unterbezirks

steht fest zur dobeq! Die Investition

von 1,4 Millionen Euro in ein neues

Bildungszentrum In der Dortmunder

Nordstadt ist dafür ein deutliches Sig­
nal.

Aus dieser Verantwortung heraus

können wir nicht tatenlos bei der Ver­
nichtung von qualifizierten Arbeits­
plätzen in unserer gebeutelten Regi­

on zusehen. Wir wollen nicht offenen

Auges auf eine Notlage warten, die
immer auch den Verlust von Arbeits­

plätzen bedeutet. Wir wollen auch
keine Spirale nach unten in Gang set­

zen.
Die dobeq will mit ver.di einen Ta­

rifvertrag aushandeln, der Zukunft

und Beschäftigung sichert. Dies be­

deutet einerseits die Absenkung der
vorhandenen Lohnsumme und ande­

rerseits die Einführung von leistungs­
und ergebnisabhängigen Entgeltbe­

standteilen.

Heinz Feuerborn

Geschäftsführer der dobeq GmbH
Andreas Gora

Geschäftsführer des

AWO-Unterbezirks Dortmund



An alle Beschäftigten der dobeq

Darstellung der tarifvertrag lichen Grundlagen bei der Werkstatt Unna

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

nachdem auf unserer Aktion am 24.02. 2005 vor dem AWÖ UB durch die Arbeitgeberseite
Flugblätter verteilt wurden, in denen zu lesen war, das ver.di mit einem Mitkonkurrenten
Tarifverträge abschließt, die im Niveau 20 % unterhalb der Bedingungen bei der dobeq
liegen, haben wir uns nunmehr schlau gemacht.

Also:
ver.di hat mit der Werkstatt Unna eV. einen befristeten Notlagentarifvertrag zur
Abwendung einer drohenden Insolvenz abgeschlossen. Laufzeit dieses Tarifvertrages ist
ein Jahr.
Während dieser Laufzeit verzichten die Beschäftigten auf ihr Weihnachtsgeld und alle, die in
der Lohn-/Gehaltsgruppe 5 b oder höher eingruppiert sind, erhalten in diesem Jahr kein
Urlaubsgeld.

Aber: An einer Beispielrechnung lässt sich deutlich machen, dass die Alt-Beschäftigten der
Werkstatt Unna trotz einer Absenkung ihres Tarifgehaltes (um gut 7 %!) im Monat mehr
verdienen als bei der dobeq:
pies ergibt sich aus der Tatsache, dass bei der Werkstatt Unna die Vergütung
BAT/Gemeinden gezahlt wird, die oberhalb des AWO Tarifs liegt (dieser orientiert sich an der
Vergütung BAT Bund/Land)
Ein Sozialarbeiter (IVb, Stufe 6, ledig) erhält bei der dobeq ein Monatsbruttogehalt in
Höhe von 2567,78 € bei der bei Werkstatt Unna jedoch (ca.) 2601,50€.
Zudem erhalten alle Beschäftigten zwei AZV-Tage.

Alle ab dem 01.01.2005 neueingestellten Beschäftigten der Werkstatt Unna erhalten aber
nur noch den Ledigenzuschlag, der Verheirateten- und Kinderzuschlag entfällt.
Einen weiteren Einschnitt gibt es dadurch, dass die Altersstufensteigerungen für ein Jahr
ausgesetzt werden; aber dass ist im Übergangs-TV der AWO auch vereinbart worden.

Und last but not least wurde vereinbart, dass die Werkstatt Unna ohne Zustimmung von
ver.di niemanden kündigen darf.

So und nicht anders sieht es aus: Und noch einmal: Der Tarifvertrag, den ver.di mit der
Werkstatt Unna abgeschlossen hat, dient der Abwendung einer drohenden Inso~venz!

Wenn ver.di in solchen Situationen nicht einlenken würde und keine Tarif-Absenkungen
zulassen würde, würden wir Arbeitsplätze wissentlich gefährden. Und das kann und wird
niemals Ziel einer Gewerkschaft sein.

Allerdings bleibt so ein Schritt immer abzuwägen: Eine Absenkung des Tarifniveaus ist kein
Allhellmittel und muss immer genauestens unter die Lupe genommen werden.

Übrigens bieten wir der dobeq schon seit September 2004 Verhandlungen zu einer
tariflichen Sonderregelung,an. Auf Tarif-Absenkungen lassen wir uns aber:nur ein,
wenn der Arbeitgeber uns seine wirtschaftliche Situation darlegt. Leider war die dobeq
bis heute nicht dazu bereit!

Ich hoffe, mit diesen Informationen ein wenig Licht in's Dunkle gebracht zu haben.



Die AWO will einen Tarifvertrag für.
dobeq-Beschäftigtel

Für die Beschäftigten der AWO' wurde endlich wieder ein
Tarifvertrag a~geschlossen.

Die Dortrrlunder Beschäftigungs-, Qualifizierungs- und
Ausbildungsgesellschaft der AWO in Dortmund kann
diesen Abschluß leider nicht übernebmen, da ver.di und
andere Gewerkschaften Absenkungstarifverträgen bis zu
20 % bei direkten Mitbewerbern zugestimmt haben.
Damit werden Arbeitsplätze bei" der dobeq bewußt
gefährdet.

~las wollen wir nicht länger hinnehmen!

Die dobeq braucht keinen Notlagentarifvertrag,
sondern einen Tarifvertrag, der die Notlage
verhindert!

Für Zukunft und Arbeitsplätze bei der dobeq!

Nachsatz:
Selbst ohne Tarifvertrag stellt die dobeq neue Mitarbeiterlnn~n .z~
besseren Bedingungen ein, als ver.di bei anderen Trägern .jn
Haustarifverträgen zugelassen hat!

dobeq schafft Arbeitsplätze!
In den letzten 5 Jahren wurde die Stammbelegschaft fast verdoppelt!

AWO und dobeq inv~stieren 1,4 Mio. € in ein Bildungszentr:um in der
Nordstadt! ".

V.i.S.d.P. Andreas Gora AWO UB Dortmund, Klosterstrasse 8-10, 44135 Dortmund



verdi-Demo: Tarifstreit bei der dobeq

Streik ist möglich
(a) Rund 30 Mitarbeiter der
Dortmunder Beschäftigungs-,
Qualifizierungs- und. Ausbil·
dungsgesellschaft (dobeq)
protestierten gestern vor
dem dobeq-Sitz in der Klos­
terstraße. Die Gewerkschaft
verdi hatte dazu aufgerufen.

Im Dezember 2004 weigerte
sich die dobeq (eine lOO-pro­
zentige Tochter der Arbeiter­
wohlfahrt), den neuen AWO-

. Tarifvertrag zu übernehmen.
Dies geschah laut Betriebslei­
ter Rainer Goepfert, weil do­
beq-Konkurrenten Verträge
mit bis zu 20-prozentiger
Lohnabsenkung abgeschlos­
sen hätten: "Wir wollen ver­
handeln, müssen aber kon­
kurrenzfähig bleiben. Sonst

sind Arbeitsplätze gefährdet."
. Wigbert Heer von verdi sig­

nalisierte ebenfalls Verhand­
lungsbereitschaft: "Aber der
Arbeitgeber weigert sich seit
September, die Zahlen auf
den Tisch zu legen. Wir ken­
nen die wirt~haftlicheSitua­
tion der dobeq nicht."

Das was verdi mache, so
AWO-Geschäftsführer Andre­
as Gora, sei ein Versuch,
"Klassenkampf zu betreiben.
Das können wir nicht mitma­
chen." Heike Kromrey, Ge­
werkschaftssekretärin für alle
AWO-Einrichtungen, warnte
diedobeq: "Wenn sich der Ar­
beitgeber nicht bewegt, wer­
den wir zu weiteren Mitteln
greifen." Dann sei auch ein
Streik möglich.

Protest: dobeq-Mitarbeiter forderten die Übernahme des
AWO-Tarifvertrages. (WR-Bild: Alex Völkel)

AWO-Tochter
unter Druck

Verdi macht Front gegen die
AWo.-Tochter dobeq: Sie soll
den Ubergangstarifvertrag an­
wenden, auf den man sich im
Dezember bun~esweit geeingt
hatte. Ihrem Arger darüber,
dass die Beschäftigungs- und
Qualifizierungsgesellschaft ih­
re Neuzugänge seit April 2004
weiterhin 40 Wochenstunden
arbeiten lässt und ihnen kein
Urlaubs- und nur ein gekürztes
Weihnachtsgeld zahlt, mach­
ten 30 Beschäftigte gestern vor
dem AWO-Unterbezirk an der
Klosterstraße Luft. Die AWO
wehrte sich. Bei Mitbewerbern
h~be Verdi Tarifabsenkungen
bIs zu 20 Prozent zugestimmt.

Protest: Die dobeq soll nachweisen, dass sie tatsächlich nur
konkurrenzfähig bleibt. wenn sie vom Tarif abweicht. Vossi-Bild



Die AWO will keinen Tarifvertrag
für dobeq-Beschäftigte!

Aktion am 24.02.2005, um 17.00 Uhr
. v.or demAWQ-UnterbezirkOortmund- ---- -- - - -- .-- - -~---------

Für die Beschäftigten der AWO wurde endlich wieder ein
Tarifvertrag abgeschlossen.
Die Dortmunder Beschäftigungs- und Qualifizierungs-GmbH
(dobeq), als Tochtergesellschaft der AWO, ist nicht bereit, den
,i\\NO-Tarifvertrag für ihre Beschäftigten zu übernehnlen.
;,)er Arb~,:dtgeber zeigt auch keine Bereitschaft mit ver.di
Tarifverhandlungen aufzunehmen.
Kolleginnen und Kollegen, die seit dem 1. Mai 2004 bei der
dobeq beschäftigt sind, arbeiten somit weiterhin unter erheblich
schlechteren Bedingungen.

Das wollen wir nicht mehr länger hinnehmen!
•

Deshalb werden wir am Donnerstag, den 24.02.2005 vor dem
AWO-Unterbezirk Dortmund um 17.00 Uhr demonstrieren.

Bitte unterstützt die dobeq-Kolleginnen und
Kollegen!
Wir treffen unS' um 16.45 Uhr v ;~Fina-

Parkhaus" in der Kuckelke.

V.i.S.d.P. Heike Kromrey, Fachbereich 3. ver.di Dortmund. König&',1I;,lI~~~,tt.,

'1l137 Dortmund, Tel. 0231-913000-33; email: heike.kromrey@ver~r.CJ.fr· I·

•• ••••••••••

Vereinte
Dienstleistungs­
gewerkschaft
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SIE HABEN EINE NEUE CHANCE: Im Schuljahr 2003/2004 besuchten 16 Jugendliche das dobeq-Schulverweige­
rerprojekt. Es handelte sich ausnahmslos um Schüler und Schülerinnen, die aus unterschiedlichen Gründen ihre Schu­

le schon längere Zeit nicht mehr besucht hatten. 13 beendeten das Schuljahr erfolgreich. 12 haben zur Zeit eine kon­

krete Perspektive. Für lediglich eine Schülerin ist der Beratungsprozess noch nicht abgeschlossen. Und auch das ist ein

schönef' Erfolg: Zwei ehemalige Teilnehmerinnen aus dem Schuljahr 2002/2003 erlangten an der Hauptschule Eving
den Hauptschulabschluss. /,
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dobeq: Marktposition gefestigt
Die dobeq hat ihre Marktposition gefestigt ­
dank guter Konzepte und der Bereitschaft,
mit anderen Trägern in Dortmund Koopera­
tionen einzugehen.

Zwei Etagen hat die dobeq in dem großen

Firmengebäude a.n der Lindenhorster Straße be­

legt, in dem auch die AWO-Werkstätten unterge·

bracht sind. In den letzten Wochen war auf der

oberen Etage kein Durchkommen mehr. Die

Handwerker waren da, zogen neue Wände ein,

legten neue Leitungen und strichen alles in den

Farben blau und gelb. Die dobeq braucht die

neuen Büros und Unterrichtsräume dringend,

denn Ende September beginnen in dem Bildungs­

unternehmen gleich mehrere neue Maßnahmen.

Zehn Mitarbeiter hat das Tochterunternehmen

des AWO Unterbezirks während der Sommerfe­

rien eingestellt. Das sah vor einigen Monaten

noch ganz anders aus. Nocb.Jrll)IJDi.hgttELQie._

AWO dagegen protestiert, dass die Agentur für

Arbeit ihre Qualifizierungsmaßnahmen bundes­

weit ausgeschrieben hatte. Allein die Größe der

Lose benachteiligte diedobeq. Doch während der

Ferien folgte die Überraschung: Bei fast allen

Ausschreibungen, an denen sich die dobeq betei­

ligt hatte, fiel ihr das Los zu.

Zwei Bietergemeinschaften, die' die dobeq ein­

gegangen ist, einmal mit der RAG Bildung, die

andere mit anderen Trägern beruflicher Bildung

im Verbund ISB, erhielten den Zuschlag über

Maßnahmen der berufsvorbereitenden Bildung ­

jede mit 126 Ausbildungsplätzen. Außerdem

punktete die dobeq, wiederum im Verbund mit

Partnern, im Equal·Programm. Der Träger·

verbund wurde aufgefordert, einen Antrag für den

Übergang Schule - Beruf abzugeben. Gleichzeitig

startete STARegio und die dobeq richtete acht

Ausbildungsplätze im Beruf Fachlageristein {siehe

Text unten}. (f1ü)

Die Handwerker· hier dobeq-Mitarbeiter mit ihrem Bautrupp-Leiter Stefan

Püschner (links) . bestimmten wochenlang das Bild in den dabeq-Räumen

an der Lindenhorster Straße. Neue Büros und Unterrichtsräume mussten

her, weil das Unternehmen den Zuschlag für etliche neue Maßnahmen er-

halten und zehn neue Mitarbeiter eingestellt hat. Foto: Ffüter
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